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B R E M I S C H E   B Ü R G E R S C H A F T

Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /863
(zu Drs. 15/857)

23. 10. 01

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU

Änderungsantrag zum Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes
(Mitteilung des Senats vom 16. Oktober 2001, Drucksache 15/857)

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Gesetz zur Änderung des Bremischen Polizeigesetzes (Drucksache 15/857)
wird wie folgt geändert:

1. a) In Artikel 1 Nr. 1 wird folgender neuer Buchstabe a eingefügt:

„a) Nach der Angabe „§ 14 Platzverweisung“ wird die Angabe „§ 14 a
Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot zum Schutz vor häuslicher
Gewalt“ eingefügt.“

b) In Artikel 1 Nr. 1 werden die bisherigen Buchstaben a bis c Buchstaben b
bis d.

2. a) In Artikel 1 werden folgende neue  Nummern 2 und 3 eingefügt:

2. Nach § 14 wird folgender neuer § 14 a eingefügt:

„§ 14 a

Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot
zum Schutz vor häuslicher Gewalt

(1) Der Polizeivollzugsdienst darf eine Person (betroffene Person) zur Abwehr
einer von ihr ausgehenden gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Frei-
heit einer anderen Person aus einer Wohnung, in der die gefährdete Person
wohnt, sowie aus deren unmittelbarer Umgebung verweisen und ihr die Rück-
kehr in diesen Bereich untersagen. Die Maßnahmen nach Satz 1 können auf
Wohn- und Nebenräume beschränkt werden. Der räumliche Bereich, auf den
sich Wohnungsverweisung und Rückkehrverbot beziehen, ist nach dem Erfor-
dernis eines wirkungsvollen Schutzes der gefährdeten Person zu bestimmen
und genau zu bezeichnen. Die Möglichkeit ergänzender Maßnahmen, insbe-
sondere nach § 14, bleibt unberührt.

(2) Der betroffenen Person ist Gelegenheit zu geben, dringend benötigte Ge-
genstände des persönlichen Bedarfs mitzunehmen.

(3) Die betroffene Person ist verpflichtet, dem Polizeivollzugsdienst unver-
züglich eine Anschrift oder eine zustellungsbevollmächtigte Person zu benen-
nen.

(4) Wohnungsverweisung, Rückkehrverbot und ergänzende Maßnahmen
nach § 14 enden außer in den Fällen des Satzes 2 mit Ablauf des zehnten
Tages nach ihrer Anordnung, soweit nicht der Polizeivollzugsdienst im Einzel-
fall eine kürzere Geltungsdauer festlegt. Stellt die gefährdete Person während
der in Satz 1 bestimmten Dauer der Maßnahmen nach Absatz 1 einen Antrag
auf zivilrechtlichen Schutz vor Gewalt oder Nachstellungen mit dem Ziel des
Erlasses einer einstweiligen Anordnung, enden die Maßnahmen mit dem Tag
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der gerichtlichen Entscheidung, spätestens jedoch mit Ablauf des zehnten Ta-
ges nach dem Ende der nach Satz 1 bestimmten Dauer.

(5) Das Gericht teilt dem Polizeivollzugsdienst auf Anfrage mit, ob und zu wel-
chem Zeitpunkt ein Antrag nach Absatz 4 Satz 2 gestellt worden ist.“

3. In § 15 Abs. 1 Nr. 3 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und folgende
Nummer 4 angefügt:

„4. zur Durchsetzung einer Wohnungsverweisung oder eines Rückkehr-
verbots nach § 14 a“.

b) In Artikel 1 werden die bisherigen Nummern 2 bis 5 Nummern 4 bis 7.

4. In Artikel 1 neuer Nr. 6  wird  nach § 36 i  Abs. 4  folgender neuer Absatz 5
angefügt:

„(5) § 36 b Abs. 6 gilt entsprechend.“

Kleen, Böhrnsen und Fraktion der SPD

Herderhorst, Eckhoff und Fraktion der CDU


